
 

Übersicht 
Gesamtmitgliederversammlung und Versammlung zur Wahl 
der Vertreter:innen für die Vertreter:innenversammlung zur 

Aufstellung der Liste für die Europawahl 2024 
03.06.2023 

 
Entwurf der Tagesordnung und des Zeitplans der Gesamtmitgliederversammlung ______ 2 

Entwurf der Geschäftsordnung der Gesamtmitgliederversammlung ______________________ 3 

Entwurf der Wahlordnung der Gesamtmitgliederversammlung ___________________________ 5 

Entwurf Tagesordnung zur Versammlung zur Wahl der Vertreter:innen für die 
Vertreter:innenversammlung zur Aufstellung der Liste für die Europawahl 2024 _______ 6 

Entwurf der Geschäftsordnung der Versammlung zur Wahl der Vertreter:innen für die 
Vertreter:innenversammlung zur  Aufstellung der Liste für die Europawahl 2024 _______ 7 

Wahlordnung der Partei DIE LINKE ___________________________________________________________ 9 

Anfahrtsskizze _________________________________________________________________________________14 

 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 9. Gesamtmitgliederversammlung | 03.06.2023 | 10:00 Uhr  
 

Seite 2 von 14 

 

Entwurf der Tagesordnung und des Zeitplans der 
Gesamtmitgliederversammlung 

10:00-10:10  TOP1 Konstituierung 
 
10:10-10:20  TOP2 Rede und Bericht des Kreisvorsitzenden 
 
10:20-11:20  TOP3 Generaldebatte (inkl. zehnminütiger Beitrag 

 der AG Mitgliederbeteiligung und   -mobilisierung) 
 
11:20-11:30  TOP4 Bericht der Finanzrevisionskommission 
 
11:30-11:35  TOP5 Entlastung des Kreisvorstandes 
 
11:35-12:30  TOP6 Wahl des Kreisvorstandes 
    
12:30-13:15   Mittagspause 
 
13:15-14:00  Fortsetzung TOP6 Wahl des Kreisvorstandes 
 
14:00-14:10  TOP7 Wahl der Kreisfinanzrevisionskommission 
 
14:10-14:40  TOP8 Antragsbehandlung 
 
14:40-15:00  TOP9 Rede der Fraktionsvorsitzenden der Fraktion 

Sozial.DIE LINKE 
 
15:00-15:40  TOP10.1  AG Phase zur Vorbereitung des 

Kommunalwahlprogramms 
    AG 1: Stadt der sozialen Gerechtigkeit 
    AG 2: Wachsende Stadt 
    AG 3: Klimagerechte Stadt 
 
15:40-15:55  TOP10.2 Vorstellung der Ergebnisse 
 
15:55-16:00  TOP11 Ende und Verabschiedung durch die neuen 

Kreisvorsitzenden  
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Entwurf der Geschäftsordnung der 
Gesamtmitgliederversammlung 

 
Leitung der Gesamtmitgliederversammlung 
1. Die Leitung der GMV erfolgt durch das gewählte Tagungspräsidium, welches aus drei 
Mitgliedern besteht. 

2. Die GMV wählt in offener Abstimmung: 

- ein Tagungspräsidium 

- eine Wahlkommission 

- eine Mandatsprüfungskommission 

- eine Antragskommission 

3. Die Kommissionen können zur Unterstützung weitere Mitglieder heranziehen. 

4. Mitglieder der Wahlkommission dürfen nicht selbst kandidieren. Nimmt ein Mitglied 
der Wahlkommission eine Kandidatur vor, scheidet es unmittelbar aus der 
Wahlkommission aus. 

5. Der Tagungsablauf erfolgt entsprechend der beschlossenen Tagesordnung. 
 
Beschlussfähigkeit 
6. Die GMV ist mit den anwesenden Mitgliedern beschlussfähig, wenn fristgerecht 
einberufen worden ist. 

7. Die Beschlussfähigkeit wird durch die Mandatsprüfungskommission festgestellt. 
 
Rederecht, Stimmrecht & Beschlussfassung 
 
8. Mitglieder haben Rederecht. Die GMV kann auf Beschluss Rederecht an 
Sympathisant:innen und Gäste übertragen. Wortmeldungen sind schriftlich beim 
Tagungspräsidium einzureichen. 

9. Das Wort wird durch das Tagungspräsidium erteilt. Spricht ein:e Redner:in nicht zur 
Tagesordnung oder wird unsachlich, so ist die Person zunächst zur Ordnung zu rufen. 
Setzt die Person das Verhalten fort, so ist das Wort durch das Tagungspräsidium zu 
entziehen. 

10. Die Redner:innenliste wird doppelt quotiert. 

11. Redebeiträge sind vom Pult zu halten. Anfragen an das Tagungspräsidium oder an 
Redner:innen, sowie Anträge zur Geschäftsordnung werden – sofern vorhanden – vom 
Saalmikrofon gehalten. 

12. Anträge müssen entsprechend des Beschlusses des Kreisvorstandes vom 04.05.2023 
bis zum 19. Mai, 24:00 Uhr eingereicht werden. Die Frist für Änderungsanträge ist der 
03. Juni 2023, 12 Uhr. Dringlichkeitsanträge können von mindestens 15 Mitgliedern auch 
unmittelbar auf der Gesamtmitgliederversammlung bis 12 Uhr eingebracht werden. Die 
Dringlichkeit ist zu begründen und durch die Antragskommission zu prüfen. Anträge 
und Änderungsanträge müssen schriftlich eingereicht werden. Die Antragskommission 
unterbreitet der Tagung Vorschläge zum Ablauf der Antragsbehandlung. Die Redezeit in 
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der Antragsbehandlung beträgt drei Minuten. Beschlüsse werden in offener Abstimmung 
mit einfacher Mehrheit gefasst. Stimmengleichheit gilt als Ablehnung.  

13. Anträge zur Geschäftsordnung werden in mündlicher Form gestellt. Das Wort zur 
Geschäftsordnung wird außerhalb der Redeliste erteilt. Die Redezeit beträgt eine Minute. 
Es erhält jeweils ein Mitglied das Wort, erst dagegen und dann dafür. Danach erfolgt 
unmittelbar die Abstimmung. Beschlüsse zur Änderung der Geschäftsordnung werden 
mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten gefasst. 
 
Als Anträge zur Geschäftsordnung gelten: 
Antrag auf Änderung der Tagesordnung und des Zeitplanes; Antrag auf Abberufung des 
Tagungspräsidiums 

14. Die Redezeit beträgt grundsätzlich drei Minuten. Die Redezeiten der Kreis- und 
Fraktionsvorsitzenden werden mit dem Zeitplan gesondert beschlossen. Redezeiten für 
die Vorstellung von Kandidat:innen regelt die Wahlordnung. Mit Beschluss der GMV 
kann von diesen Regelungen abgewichen werden.  
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Entwurf der Wahlordnung der 
Gesamtmitgliederversammlung 

 
1. Grundlagen und Gültigkeit 
Die Wahlen erfolgen auf der Grundlage der Wahlordnung der Partei DIE LINKE. Diese 
Ordnung gilt für die Wahlen des Kreisvorstandes, der Kreisfinanzrevisionskommission, 
der Mitglieder des Landesausschusses sowie die Delegierten zum Landesparteitag und 
Bundesparteitag. 
 
2. Wahlrecht 
Aktives Wahlrecht besitzen die anwesenden Mitglieder. Passives Wahlrecht besitzen alle 
Mitglieder der Partei DIE LINKE KV Potsdam. Bei Abwesenheit müssen sie ihre 
Kandidatur zwingend schriftlich bekannt gegeben haben. 
 
3. Kandidaturen 
Alle Mitglieder können Vorschläge für Kandidaturen unterbreiten. Vor jedem ersten 
Wahlgang erhält jede:r Kandidat:in die Möglichkeit sich vorzustellen. Die 
Vorstellungszeit ist auf drei Minuten begrenzt. Nach der Vorstellung der Kandidat:innen 
können Anfragen an diese gerichtet und Erklärungen zu Kandidaturen abgegeben 
werden. Die Redezeit pro Anfrage und Erklärung ist auf eine Minute begrenzt. Pro 
Kandidat:in sind bis zu 3 Anfragen zulässig. Für die Kandidierenden zum Kreisvorsitz 
gilt abweichend eine Vorstellungszeit von 8 Minuten, für die Kandierenden zur 
Kreisschatzmeisterei, zur Kreisgeschäftsführung und zu den stellvertretenden 
Vorsitzenden 5 Minuten. 
 
4. Wahlen 
4.1 Gruppenwahl von Parteigremien und Delegiertengruppen 
Die GMV wählt im Gruppenwahlverfahren gemäß § 6 Bundeswahlordnung: 
- weitere Mitglieder des Kreisvorstandes. Über die genaue Anzahl entscheidet die 
Gesamtmitgliederversammlung durch Beschluss. 

- die Delegierten für den Landesparteitag der LINKEN LV Brandenburg sowie den 
Bundesparteitag der LINKEN. Gemäß § 11 Abs. 2 der Bundeswahlordnung sind alle 
weitere Bewerber:innen mit der erforderlichen Mehrheit in der Reihenfolge ihrer 
Stimmenzahl als Ersatzdelegierte gewählt. Für Ersatzmitglieder gilt die einfache 
Mehrheit als erreicht, wenn sie mit mindestens 25% der gültigen Stimmen gewählt 
wurden. 

 
4.2 Stimmabgabe, notwendige Mehrheit zur Wahl 
Gemäß § 8 Bundeswahlordnung kann zu jeder bzw. jedem Bewerber:in eine JA-Stimme, 
eine NEIN-Stimme oder eine Enthaltung abgegeben werden. Fehlt eine Kennzeichnung, 
gilt dies als Enthaltung. Kandidieren für einen Wahlgang mehr Bewerber:innen als 
Mandate zu vergeben sind, entfällt nach §8 Abs. 5 der Bundeswahlordnung die 
Möglichkeit der NEIN-Stimmenabgabe. Gewählt ist in den Gruppenwahlgängen des 
Punkt 4.3. abweichend von § 10 Abs. 1 Bundeswahlordnung, wer mehr Ja-Stimmen als 
Nein-Stimmen auf sich vereint (Beschluss gemäß § 10 Abs. 2 Bundeswahlordnung). Im 
Übrigen gelten die Regeln der §§ 10 und 11 Bundeswahlordnung.  
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Entwurf Tagesordnung zur Versammlung zur Wahl der 
Vertreter:innen für die Vertreter:innenversammlung zur 

Aufstellung der Liste für die Europawahl 2024 
 
16:15-16:30   TOP1 Konstituierung 
 
16:30-17:00   TOP2 Wahl der Vertreter:innen und  

Ersatzvertreter:innen für die Vertreter:innen- 
versammlung zur Aufstellung der Liste für die 
Europawahl 2024 

 
17:00    TOP3 Sonstiges und Ende  
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Entwurf der Geschäftsordnung der Versammlung zur Wahl 
der Vertreter:innen für die Vertreter:innenversammlung zur  

Aufstellung der Liste für die Europawahl 2024 
 
Leitung der Gesamtmitgliederversammlung 
1. Die Leitung der GMV erfolgt durch das gewählte Tagungspräsidium, welches aus drei 
Mitgliedern besteht. 

2. Die GMV wählt in offener Abstimmung: 

- ein Tagungspräsidium 

- eine Wahlkommission 

- eine Mandatsprüfungskommission 

3. Die Kommissionen können zur Unterstützung weitere Mitglieder heranziehen. 

4. Mitglieder der Wahlkommission dürfen nicht selbst kandidieren. Nimmt ein Mitglied 
der Wahlkommission eine Kandidatur vor, scheidet es unmittelbar aus der 
Wahlkommission aus. 

5. Der Tagungsablauf erfolgt entsprechend der beschlossenen Tagesordnung. 
 
Beschlussfähigkeit 
6. Die Versammlung ist mit den anwesenden Mitgliedern beschlussfähig, wenn 
fristgerecht einberufen worden ist. 

7. Die Beschlussfähigkeit wird durch die Mandatsprüfungskommission festgestellt. 
 
Rederecht, Stimmrecht & Wahlordnung 
 
8. Mitglieder haben Rederecht. Die GMV kann auf Beschluss Rederecht an 
Sympathisant:innen und Gäste übertragen. Wortmeldungen sind schriftlich beim 
Tagungspräsidium einzureichen. 

9. Das Wort wird durch das Tagungspräsidium erteilt. Spricht ein:e Redner:in nicht zur 
Tagesordnung oder wird unsachlich, so ist die Person zunächst zur Ordnung zu rufen. 
Setzt die Person das Verhalten fort, so ist das Wort durch das Tagungspräsidium zu 
entziehen. 

10. Die Redner:innenliste wird doppelt quotiert. 

11. Redebeiträge sind vom Pult zu halten. Anfragen an das Tagungspräsidium oder an 
Redner:innen, sowie Anträge zur Geschäftsordnung werden – sofern vorhanden – vom 
Saalmikrofon gehalten.  

12. Anträge zur Geschäftsordnung werden in mündlicher Form gestellt. Das Wort zur 
Geschäftsordnung wird außerhalb der Redeliste erteilt. Die Redezeit beträgt eine Minute. 
Es erhält jeweils ein Mitglied das Wort, erst dagegen und dann dafür. Danach erfolgt 
unmittelbar die Abstimmung. Beschlüsse zur Änderung der Geschäftsordnung werden 
mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit der anwesenden Stimmberechtigten gefasst. 
 
Als Anträge zur Geschäftsordnung gelten: 
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Antrag auf Änderung der Tagesordnung und des Zeitplanes; Antrag auf Abberufung des 
Tagungspräsidiums 

13. Es gilt die Wahlordnung der Partei DIE LINKE. Die Vorstellungszeit ist auf drei 
Minuten begrenzt. Nach der Vorstellung der Kandidat:innen können Anfragen an diese 
gerichtet und Erklärungen zu Kandidaturen abgegeben werden. Die Redezeit pro 
Anfrage und Erklärung ist auf eine Minute begrenzt. Pro Kandidat:in sind bis zu 3 
Anfragen zulässig.  
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Wahlordnung der Partei DIE LINKE 
 
Beschluss des Gründungsparteitages am 16. Juni 2007 in Berlin, geändert durch Be-
schluss des Parteitags der Partei DIE LINKE am 21./22./23. Oktober 2011 in Erfurt 
 
§ 1 Geltungsbereich 
(1) Diese Wahlordnung gilt für alle Wahlen innerhalb der Partei. 
(2) Sie gilt, vorbehaltlich besonderer Bestimmungen der Wahlgesetze, auch für 
Versammlungen zur Aufstellung von Wahlbewerberinnen und -bewerbern für öffentli-
che Wahlen. 
 
§ 2 Wahlgrundsätze 
(1) Es gilt allgemein der Grundsatz der freien, gleichen und geheimen Wahl. 
(2) Wahlen, die weder die Besetzung von Organen der Partei oder ihrer Gebietsver-
bände, noch mittelbar (Wahl von Vertreterinnen und Vertretern) oder unmittelbar die 
Aufstellung von Wahlbewerberinnen oder Wahlbewerbern betreffen, können offen 
durchgeführt werden, wenn keine wahlberechtigte Versammlungsteilnehmerin und kein 
wahlberechtigter Versammlungsteilnehmer dem widerspricht. 
(3) Eine Versammlung kann im Rahmen des Grundsatzes nach Absatz 1 und im Rahmen 
der Bundessatzung ergänzende oder abweichende Bestimmungen zu den §§ 8 und 10 
bis 12 treffen. Ein entsprechender Versammlungsbeschluss kann jedoch niemals rück-
wirkend auf eine bereits stattgefundene Wahlhandlung angewendet werden. 
(4) Nach Versammlungsbeschluss sind auch elektronische Wahlen zulässig, soweit diese 
das Wahlgeheimnis, den Datenschutz und die Manipulations- und Dokumentationssi-
cherheit gewährleisten. Die Bestimmungen dieser Wahlordnung sind dabei sinngemäß 
anzuwenden. 
 
§ 3 Ankündigung von Wahlen 
(1) Wahlen sind anzusetzen, wenn Neu- oder Nachwahlen satzungsgemäß vorgeschrie-
ben sind oder wenn ein zulässiger Antrag auf die Durchführung von Neu- oder Nach-
wahlen bzw. ein zulässiger Abwahlantrag vorliegt. 
(2) Wahlen können nur stattfinden, wenn zur Wahl spätestens 10 Tage vorher eingela-
den wurde. 
(3) Soweit die Wahlen nicht satzungsgemäß vorgeschrieben sind, bleibt es der Ver-
sammlung unbenommen, angekündigte Wahlen ganz oder teilweise von der Tagesord-
nung abzusetzen. 
 
§ 4 Wahlkommission 
(1) Zur Durchführung einer oder mehrerer Wahlen bestimmt die Versammlung in offe-
ner Abstimmung eine Wahlkommission, welche aus ihrer Mitte eine Wahlleiterin oder 
einen Wahlleiter bestimmt, sofern diese oder dieser nicht bereits durch die Versamm-
lung bestimmt wurde. 
(2) Die Wahlkommission leitet die Wahlhandlung und stellt das Wahlergebnis fest. 
(3) Die Mitglieder der Wahlkommission müssen der Versammlung nicht angehören. Die 
Wahlkommission kann bei Bedarf weitere Wahlhelferinnen und Wahlhelfer hinzuzie-
hen. 
(4) Wer selbst für ein zu wählendes Parteiamt oder Mandat kandidiert, kann nicht der 
Wahlkommission angehören. Nimmt ein Mitglied der Wahlkommission eine Kandidatur 
an, scheidet es unmittelbar aus der Wahlkommission aus. 
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§ 5 Wahl für unterschiedliche Parteiämter oder Mandate 
(1) Wahlen für unterschiedliche Parteiämter oder Mandate finden in jeweils gesonder-
ten Wahlgängen nacheinander statt. Die Versammlung kann entscheiden, dass Wahl-
gänge parallel stattfinden können. 
(2) Bei parallel stattfindenden Wahlgängen ist eine gleichzeitige Wahlbewerbung auch 
dann möglich, wenn die gleichzeitige Annahme der zu wählenden Parteiämter und Man-
date ausgeschlossen ist. 
(3) Bei der Aufstellung der einzelnen Listenplätze von Wahlvorschlagslisten für öffentli-
che Wahlen ist analog zu verfahren. (Ausnahme: siehe § 6 Absatz 4) 
 
§ 6 Wahl für gleiche Parteiämter oder Mandate 
(1) Wahlen für mehrere gleiche Parteiämter oder Mandate werden in der Regel in zwei 
aufeinander folgenden Wahlgängen durchgeführt. Dabei werden im ersten Wahlgang die 
gemäß den Vorgaben zur Geschlechterquotierung (Bundessatzung § 10 Absatz 4) den 
Frauen vorbehaltenen Parteiämter oder Mandate besetzt. Im zweiten Wahlgang werden 
die danach verbleibenden Parteiämter oder Mandate besetzt. 
(2) Beide Wahlgänge können, auf Beschluss der Versammlung, parallel stattfinden, 
wenn nicht mehr Frauen vorgeschlagen werden als gemäß den Vorgaben zur Geschlech-
terquotierung insgesamt mindestens gewählt werden sollen oder wenn alle 
(weiblichen) Bewerberinnen bereits vorab auf die Teilnahme am zweiten Wahlgang ver-
zichten. 
Die Teilung in zwei Wahlgänge entfällt, wenn nicht mehr Männer vorgeschlagen werden, 
als gemäß den Vorgaben zur Geschlechterquotierung insgesamt höchstens gewählt wer-
den können. 
(3) Zusätzliche Wahlgänge, zum Beispiel zur Berücksichtigung von Gebietsverbänden 
oder zur Sicherung besonderer Quoten, sind nach Versammlungsbeschluss zulässig. Die 
Absätze 1 und 2 sind dabei sinngemäß anzuwenden. 
(4) Bei der Aufstellung von Wahlvorschlagslisten für öffentliche Wahlen können nach 
einem entsprechenden Versammlungsbeschluss mehrere aufeinander folgende Listen-
plätze wie gleiche Mandate behandelt werden. Dabei werden in dem gemäß der Ge-
schlechterquotierung den Frauen vorbehaltenen ersten Wahlgang die ungeraden, im 
zweiten Wahlgang die geraden Listenplätze, jeweils in der Reihenfolge der erreichten Ja-
Stimmen-Zahlen, besetzt. (Bundessatzung § 10 Absatz 5) 
 
§ 7 Wahlvorschläge 
(1) Jedes Parteimitglied kann Wahlvorschläge unterbreiten oder sich selbst bewerben. 
Für weitere Wahlgänge nach § 12 können nur wahlberechtigte Versammlungsteilneh-
merinnen und -teilnehmer Wahlvorschläge unterbreiten. 
(2) Wahlvorschläge müssen schriftlich eingereicht werden. Das schriftliche Einverständ-
nis der Vorgeschlagenen muss vorliegen. (elektronische Übermittlung ist ausreichend). 
(3) Wenn eine vorgeschlagene Person in der Wahlversammlung selbst anwesend ist, 
kann sowohl der Wahlvorschlag als auch die Zustimmung der Bewerberin bzw. des Be-
werbers durch Zuruf erfolgen. Auf Zuruf können jedoch nur wahlberechtigte 
Versammlungsteilnehmerinnen und -teilnehmer Wahlvorschläge unterbreiten. 
(4) Wahlvorschläge sind bis zum Abschluss der Bewerberinnen- und Bewerberliste für 
den entsprechenden Wahlgang zulässig. 
(5) Alle vorgeschlagenen Bewerberinnen und Bewerber erhalten eine angemessene Re-
dezeit zu ihrer Vorstellung. Über die angemessene Zeit und über Möglichkeit und Um-
fang von Fragen an Bewerberinnen und Bewerber und Stellungnahmen zu Bewerberin-
nen und Bewerbern ist durch Versammlungsbeschluss zu entscheiden. Dabei sind die 
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Bewerberinnen und Bewerber für gleiche Parteiämter oder Mandate gleich zu behan-
deln. 
 
§ 8 Stimmenabgabe 
(1) Stimmzettel in einem Wahlgang müssen in Form und Farbe einheitlich sein. 
(2) In jedem Wahlgang sind alle Bewerberinnen und Bewerber in alphabetischer Rei-
henfolge auf einen einheitlichen Stimmzettel aufzunehmen. 
(3) Jede und jeder Wahlberechtigte hat das Recht, hinter dem Namen jeder Bewerberin 
und jedes Bewerbers mit Ja, mit Nein oder mit Enthaltung zu stimmen. Fehlt eine Kenn-
zeichnung, ist dies eine Enthaltung. 
(4) Die Zahl der zulässigen Ja-Stimmen in einem Wahlgang ist auf die Zahl der zu beset-
zenden Parteiämter oder Mandate begrenzt. Die zulässige Zahl der Ja-Stimmen muss bei 
der Stimmabgabe nicht ausgeschöpft werden. 
(5) Ist die Zahl der Bewerberinnen und Bewerber in einem Wahlgang größer als die Zahl 
der zu besetzenden Parteiämter oder Mandate, entfällt die Möglichkeit von Nein-Stim-
men. 
 
§ 9 Stimmenauszählung und ungültige Stimmen 
(1) Die Stimmenauszählung durch die Wahlkommission ist parteiöffentlich. Die 
ordnungsgemäße Auszählung darf durch die Öffentlichkeit nicht beeinträchtigt werden. 
Bei der Stimmenauszählung ist zu gewährleisten, dass keine Rückschlüsse auf das Wahl-
verhalten möglich sind. 
(2) Die Wahlkommission hat Stimmzettel für ungültig zu erklären, wenn auf ihnen der 
Wille der oder des Wählenden nicht gemäß dieser Wahlordnung erkennbar ist, wenn auf 
ihnen mehr Stimmen als zulässig abgegeben wurden oder wenn sie das Prinzip der ge-
heimen Wahl verletzen. 
 
§ 10 Erforderliche Mehrheiten 
(1) Grundsätzlich sind mit Ausnahme der Regelung in Absatz 2 in einem Wahlgang dieje-
nigen gewählt, bei denen die Zahl der gültigen Ja-Stimmen größer ist, als die zusammen-
gefasste Zahl der gültigen Nein-Stimmen und der gültigen Enthaltungen 
(absolute Mehrheit). Durch Satzung oder durch Versammlungsbeschluss kann für be-
stimmte Ämter auch ein höheres Quorum bestimmt werden. 
(2) Bei Delegiertenwahlen oder – nach einem entsprechenden Versammlungsbeschluss 
– auch bei anderen Wahlen ist es ausreichend, wenn die Zahl der gültigen Ja-Stimmen 
größer ist als die Zahl der gültigen Nein-Stimmen (einfache Mehrheit). In Wahlgängen 
ohne die Möglichkeit von Nein-Stimmen haben die Bewerberinnen bzw. Bewerber die 
einfache Mehrheit erreicht, wenn sie auf mindestens einem Viertel der gültigen Stimm-
zettel gewählt wurden. Durch Versammlungsbeschluss kann ein 
anderes Mindestquorum bestimmt werden. 
 
§ 11 Reihenfolge der Wahl und Verfahren bei Stimmengleichheit 
(1) Haben in einem Wahlgang mehr Bewerberinnen oder Bewerber die jeweils erforder-
liche Mehrheit erreicht, als überhaupt Parteiämter oder Mandate zu besetzen waren, 
sind die Bewerberinnen und Bewerber mit den höchsten Stimmen-Zahlen gewählt. 
(2) Bei Delegiertenwahlen sind alle weiteren Bewerberinnen und Bewerber mit der 
erforderlichen Mehrheit in der Reihenfolge ihrer Stimmen-Zahl als Ersatzdelegierte ge-
wählt, soweit nicht zur Wahl der Ersatzdelegierten gesonderte Wahlgänge stattfinden. 
(3) Entfällt auf mehrere Bewerberinnen bzw. Bewerber die gleiche Stimmenzahl, ent-
scheidet eine Stichwahl. Kommt auch die Stichwahl zu keinem Ergebnis entscheidet das 
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Los. 
(4) Bei den Wahlen der weiteren Mitglieder des Parteivorstandes oder eines 
Landesvorstandes sind die Bewerberinnen und Bewerber in der Reihenfolge ihrer Stim-
men-Zahlen gewählt, soweit sie sowohl die erforderliche Mehrheit nach § 10 dieser Ord-
nung erhalten haben, als auch der Bedingung nach § 32 Absatz 4 der Bundessatzung 
(Höchstzahl von Mandatsträgerinnen und -trägern der Europa-, Bundes- oder Landes-
ebene im Parteivorstand und in den Landesvorständen) genügen. Die Bedingung nach § 
32 Absatz 4 der Bundessatzung ist bereits im ersten Wahlgang (nach § 6 Absatz 1 Satz 2) 
anteilig zu berücksichtigen. 
 
§ 12 Weitere Wahlgänge und Stichwahlen 
(1) Bleiben nach einem Wahlgang Parteiämter oder Mandate unbesetzt, kann durch 
Versammlungsbeschluss entweder 
– die Wahl vertagt oder 
– ein weiterer Wahlgang (nach den §§ 5 bis 11) aufgerufen oder 
– eine Stichwahl herbeigeführt werden. 
(2) In einer Stichwahl stehen diejenigen noch nicht gewählten Bewerberinnen und Be-
werber zur Wahl, die in den zuvor stattgefundenen Wahlgängen die meisten Ja-Stimmen 
erhalten haben, soweit sie ihre Wahlbewerbung nicht zurückziehen. Neue Bewerbungen 
sind unzulässig. Dabei stehen höchstens doppelt so viele Bewerberinnen bzw. Bewerber 
zur Wahl, wie noch Parteiämter bzw. Mandate zu besetzen sind, bei Stimmengleichheit 
der letzten Bewerberinnen bzw. Bewerber ausnahmsweise auch mehr. Ein Nachrücken 
in die Stichwahl an Stelle von Wahlbewerberinnen bzw. -bewerbern, die ihre Bewer-
bung zurückgezogen haben, ist nicht möglich. Gewählt sind die Bewerberinnen bzw. Be-
werber mit den meisten Stimmen. Falls nach einem zuvor stattgefundenen Wahlgang so 
viele Wahlbewerbungen zurückgezogen werden, dass nur noch so viele Bewerbungen 
wie zu besetzende Funktionen übrig bleiben, ist statt einer Stichwahl ein weiterer Wahl-
gang aufzurufen. 
(3) Bei den Wahlen der weiteren Mitglieder des Parteivorstandes oder eines 
Landesvorstandes können an einer Stichwahl mindestens doppelt so viele Bewerberin-
nen und Bewerber, die keine Mandatsträgerinnen und -träger der Europa-, Bundes- oder 
Landesebene sind, teilnehmen, wie gemäß § 32 Absatz 4 der Bundessatzung mindestens 
noch gewählt werden müssen. Die zulässige Zahl von Mandatsträgerinnen und -trägern 
verringert sich gegebenenfalls entsprechend. Die Bewerberinnen und Bewerber sind in 
der Reihenfolge ihrer Ja-Stimmen-Zahlen gewählt, soweit sie der Bedingung nach § 32 
Absatz 4 der Bundessatzung (Höchstzahl von Mandatsträgerinnen und -trägern der Eu-
ropa-, Bundes- oder Landesebene im Parteivorstand und in den Landesvorständen) ge-
nügen. 
 
§ 13 Annahme der Wahl, Wahlprotokoll und Nachwahlen 
(1) Eine Wahl gilt als angenommen, wenn die oder der Gewählte dem nicht unmittelbar 
nach Bekanntgabe des Wahlergebnisses widerspricht. 
(2) Jede Wahl ist zu protokollieren. Das Protokoll muss alle ergänzenden 
Versammlungsbeschlüsse zu dieser Wahlordnung und alle Wahlergebnisse enthalten. Es 
ist durch die Wahlleiterin bzw. den Wahlleiter und zwei weitere Mitglieder der Wahl-
kommission zu unterzeichnen. Die Wahlunterlagen (Wahlprotokoll, Stimmzettel, Zähl-
zettel, Wahllisten usw.) sind für die Dauer der Wahlperiode der Gewählten aufzubewah-
ren. 
(3) Vakante Parteiämter sind durch Nachwahlen zu besetzen. 
(4) Vakante Delegiertenmandate sind nur dann durch Nachwahlen zu besetzen, wenn 
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unter Beachtung der Vorgaben zur Geschlechterquotierung (Bundessatzung § 10 Absatz 
4) keine gewählten Ersatzdelegierten mehr zur Verfügung stehen. 
 
§ 14 Wahlwiederholung 
(1) Wird während der Wahlhandlung oder während der Stimmenauszählung ein Wahl-
fehler festgestellt, der relevanten Einfluss auf das Wahlergebnis haben kann, hat die 
Wahlkommission die Wahlhandlung bzw. die Stimmenauszählung sofort abzubrechen 
und die Wiederholung der Wahlhandlung zu veranlassen. Der Grund für die Wahlwie-
derholung ist im Wahlprotokoll festzuhalten. 
(2) Im Übrigen kann eine Wahlwiederholung nur infolge einer Wahlanfechtung stattfin-
den. 
 
§ 15 Wahlanfechtung 
(1) Wahlen können bei der zuständigen Schiedskommission angefochten werden, wenn 
die Verletzung von Bestimmungen dieser Wahlordnung, der Parteisatzung, des Parteien-
gesetzes, der Wahlgesetze oder des Verfassungsrechts behauptet wird und eine solche 
Rechtsverletzung zumindest möglich erscheint. 
(2) Wahlanfechtungen haben keine aufschiebende Wirkung. 
(3) Anfechtungsberechtigt sind: 
(a) der Parteivorstand und die zuständigen Landes- und Kreisvorstände 
(b) wahlberechtigte Versammlungsteilnehmerinnen und –teilnehmer 
(c) unterlegene Wahlbewerberinnen und -bewerber. 
(4) Eine Wahlanfechtung ist binnen zwei Wochen nach Ablauf des Tages, an dem die 
Wahl 
stattfand, zulässig. 
(5) Eine Wahlanfechtung ist nur begründet, wenn und soweit der behauptete Mangel 
Einfluss 
auf das Ergebnis der Wahl gehabt haben kann. 
(6) Die Schiedskommission ist bei einer berechtigten Wahlanfechtung befugt, eine 
Wahlwiederholung anzuordnen.  



 9. Gesamtmitgliederversammlung | 03.06.2023 | 10:00 Uhr  
 

Seite 14 von 14 

 

Anfahrtsskizze 
 
 

 


